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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

des Bundesrates Spanring 
und weiterer Bundesräte 
betreffend Solidarische Nulllohnrunde für Spitzenpolitiker und Top-Manager 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Tagesordnungspunkt 3, Beschluss des 
Nationalrates vom 13. Dezember 2022 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das Gehaltsgesetz 1956, das 
Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetz, 
das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das Land- und forstwirtschaftliche 
Landeslehrpersonen-Dienstrechtsgesetz, das Landesvertragslehrpersonengesetz 
1966, das Land- und forstwirtschaftliche Landesvertragslehrpersonengesetz, das 
Land- und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz, die Reisegebührenvorschrift 1955, das 
Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, das Bundes-Personalvertretungsgesetz, das 
Ausschreibungsgesetz 1989, das Pensionsgesetz 1965, das 
Bundestheaterpensionsgesetz, das Bundes-Bedienstetenschutzgesetz, das 
Rechtspraktikantengesetz, das Gerichtsorganisationsgesetz, das 
Rechtspflegergesetz, das Bundesgesetz über die Leistung eines besonderen 
Erstattungsbetrages anlässlich der Aufnahme in ein Dienstverhältnis zum Fürstentum 
Liechtenstein als Richter oder Staatsanwalt, das Bundespensionsamtübertragungs­
Gesetz, das Bundes-Sportförderungsgesetz 2017, das Anti-Doping-Bundesgesetz 
2021 und das Zustellgesetz geändert werden (2. Dienstrechts-Novelle 2022) 
(1793 d.B. und 1865 d.B) . in der 949. Sitzung des Bundesrates, am 21 . Dezember 
2022. 

Österreichische Interessen, die Bedürfnisse der Bürger, ob Arbeitnehmer oder 
Unternehmer, ob Familien oder Pensionisten, sind der türkis-grünen Bundesregierung 
von Bundeskanzler Nehammer weniger wichtig als der eigene Machterhalt. Statt unser 
Land aus Krisen herauszuführen, hat die unselige Bundesregierung die Krisen nach 
Österreich hereingetragen oder gar massiv verschärft. Monat für Monat werden wir 
Zeugen des koalitionären Versagens dieser Regierung , die im Kampf gegen die 
Teuerung keinen Erfolg erzielen konnte, die illegale Masseneinwanderung beharrlich 
ignoriert, das Pflegepersonal aushungert und Klimachaoten die Stange hält. Soll diese 
verheerende Leistungsbilanz mit einem dicken Gehaltsplus für Spitzenpolitiker und 
Krisengewinnler belohnt werden? Ein Blick auf das Regierungshandeln offenbart das 
Scheitern an allen Fronten: 

Knieschuss-Sanktionen beenden, endlich eine Volksbefragung abhalten! 
Die Inflation in Österreich steigt und steigt - mittlerweile auf über 11 Prozent - der 
höchste Stand seit 1952. Zurückzuführen ist diese enorme Teuerungsrate zu einem 
großen Teil auf die Preissteigerungen bei Energie und Treibstoffen. Diese wiederum 
hängen direkt mit den Russland-Sanktionen zusammen, die sich in immer 
drastischerem Ausmaß als Knieschuss-Sanktionen erweisen. Während die 
Preisexplosion bei Energie, Lebensmitteln und Treibstoffen ungebremst weitergeht, 
der Wohlstand im Land zusehends vernichtet wird, unzählige Unternehmen um ihre 
Existenz bangen und immer mehr Menschen in Richtung Armut abrutschen, hält 
Kanzler Nehammer mit seiner Bundesregierung weiter blind an den 
selbstzerstörerischen Russland-Sanktionen fest. 
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Anstatt das Geld den notleidenden Menschen in Österreich zukommen zu lassen, 
macht der Bundeskanzler auf EU-Ebene genau das Gegenteil: Im Zuge des 
Europäischen Rates im Oktober 2022 trug der Bundeskanzler erneut militärische Hilfe 
für die Ukraine in der Höhe von 3, 1 Milliarden Euro mit. Nehammer und die 
Bundesregierung haben unser neutrales Land in einen Wirtschaftskrieg geführt. Die 
sinnlosen Sanktionen heizen die Energiepreise zusätzlich an. Die Menschen in 
unserem Land haben es satt. Auf eine Volksbefragung über die Sanktionspolitik lassen 
sich die Koalitionäre wohlwissentlich nicht ein. 

Teuerung bekämpfen, anstatt staatseigene Konzerne zu begünstigen! 
Aktuell bestimmt der hohe Gaspreis auch den Strompreis, obwohl nur ein Bruchteil der 
heimischen Stromproduktion aus Gaskraftwerken stammt. Bundeskanzler Nehammer 
wird daher aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass das dafür verantwortliche Merit­
Order-Prinzip, das die Stromrechnung für die Bürger explodieren lässt, ausgesetzt 
wird. Dieses Prinzip mag unter „normalen" Bedingungen funktionieren, jetzt treibt es 
aber nur die Preise künstlich in die Höhe und ist vollkommen kontraproduktiv. Die 
österreichischen Energiekonzerne, die sich jetzt auf Kosten der Konsumenten 
Milliarden verdienen, sind der Verbund, der mehrheitlich im Staatsbesitz ist, und die 
Landesenergieversorger, an denen die Bundesländer beteiligt sind. 

Geldvernichtung unter dem Corona-Vorwand beenden! 
46,5 Milliarden Euro sind für die sinnlose Corona-Politik bisher „zum Fenster 
hinausgeschmissen" worden, 850 Millionen Euro allein für die Impfstoffbeschaffung. 
Geld, das in Bildung, Pflege oder im Gesundheitsbereich besser angelegt gewesen 
wäre. 2023 will Nehammer mit dieser Regierung weitere 300 Millionen Euro für 
Impfstoffe ausgeben, obwohl bereits eine Pfizer-Managerin zugegeben hat, dass ihr 
Impfstoff nie auf einen Schutz vor Ansteckung getestet wurde. 

Völkerwanderung nach Österreich stoppen - Grenzen schließen! 
Mehr als 100.000 illegale Asylbegehrer aus aller Herren Länder sind alleine heuer 
schon in unser Land gekommen. Das gefährdet nicht nur den sozialen Frieden, 
sondern belastet auch die Systeme: die Kosten für die Beherbergung und Rundum­
Versorgung dieser illegalen Einwanderer erreichen Rekordniveau. Und wir haben 
einen ÖVP-Bundeskanzler und einen ÖVP-lnnenminister, die absolut nichts dagegen 
machen. 

326 Millionen Euro will Schwarz-Grün für die Entwicklungshilfe ausgeben und 
zusätzlich 220 Millionen Euro in alle möglichen Länder dieser Welt für angebliche 
„Klimaschäden" verschieben. Viele dieser Millionen gehen dabei an Staaten, deren 
Wirtschaftsflüchtlinge unser Land überrennen. Die Antragsteller kommen 
hauptsächlich aus Indien, Afghanistan, Syrien, Marokko und Tunesien. All diese 
Länder sind weit weg von Österreich, dazwischen liegen viele sichere Länder, in denen 
man einen Antrag stellen hätte können. Daraus ergibt sich der Umstand, dass 
Österreich nicht zuständig für diese Menschen ist. Daher muss man die Entwicklungen 
an den österreichischen Außengrenzen nicht managen, sondern abwehren. 
Bundeskanzler Nehammer und diese Regierung begleiten diese „neue 
Völkerwanderung" nur, tun aber nichts, um die Grenzen zu sichern. 

Klimaextremisten vom Verfassungsschutz beobachten lassen! 
Von den Klimaextremisten verursachte Staus im ohnehin schon zähen Frühverkehr 
sind eine Belästigung der Autofahrer, die dadurch zu spät zur Arbeit, zu einem 
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Arzttermin oder mit dem Kind zur Schule kommen. Doch nicht nur das - sie gefährden 
im wahrsten Sinne des Wortes Menschenleben. Völlig unklar ist jedenfalls, wie sich 
diese radikalen Gruppierungen zusammensetzen, wer sie organisiert und finanziert, 
was ihre Proteste bisher für Schäden und Kosten verursachten und was man künftig 
dagegen zu unternehmen gedenkt. Bundeskanzler Nehammer wäre gefordert, 
sämtliche Subventionen und Förderungen zu überprüfen, die an Organisationen mit 
möglichen Verbindungen zu Klimaterrorismus und -extremismus ergangen sind, diese 
einzustellen und dem Parlament einen Bericht darüber zuzuleiten. Dort müsste der 
Verfassungsschutz tatsächlich hinsehen. 

Gesundheitswesen finanzieren, Pflegekräfte unterstützen! 
Ein jüngster Anschlag auf das österreichische Gesundheitswesen durch Türkis-Grün 
fand bei der Budgeterstellung und Beschlussfassung im österreichischen Nationalrat 
statt, wo die Gesundheitsversorgung weiter ausgehungert wird und stattdessen wieder 
Milliarden in die Covid-19-lmpfstoffbeschaffung und weitere Corona-Maßnahmen wie 
Testungen und Entschädigungszahlungen wegen der sinnlosen Lockdowns gehen. 

Keine finanzielle Belohnung für politisches Totalversagen! 
Statt sich diesen und vielen weiteren aktuellen Problemen zu stellen und diese zu 
lösen, muss sich Bundeskanzler Nehammer primär um die Korruptionsprobleme in den 
eigenen Reihen kümmern. Die Menschen führen einen finanziellen Überlebenskampf, 
Betriebe müssen zusperren, Arbeitsplätze sind in Gefahr und das Geld wird immer 
weniger Wert. Die Österreicher leiden unter der hausgemachten Teuerung, dem 
ungezügelten Zuzug Fremder, unter wohlstandsverwahrlosten Klimaklebern, einem 
Pflegekollaps und vielem mehr. Unter diesen Voraussetzung ist die Erhöhung der 
Gehälter dieser Regierungs-Versager durch nichts zu rechtfertigen. 

Nulllohnrunde für Spitzenpolitiker und Top-Manager staatsnaher 
Energiekonzerne 
Die wirtschaftliche Ausnahmesituation samt steigender Energiepreise macht sich 
bemerkbar: Hunderttausende Österreicher müssen den Gürtel enger schnallen. Die 
türkis-grüne Bundesregierung lehnt es dennoch ab, bei sich, ihren Spitzenbeamten 
oder ihren Top-Managern zu sparen. Angesichts all dieser Entwicklungen, die vor 
allem zulasten von Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen gehen, ist eine 
große Nulllohnrunde für Spitzenpolitiker - insbesondere die in Verantwortung 
stehende Bundesregierung - ein Gebot der Stunde. Die Inhaber der folgenden 
Funktionen sind gefordert solidarisch auf eine Erhöhung ihrer Bezüge verzichten: 

1. der Bundespräsident 
2. der Bundeskanzler 
3. der Vizekanzler 
4. der Präsident des Nationalrates 
5. die Bundesminister 
6. die Präsidentin des Rechnungshofes 
7. die Staatssekretäre 
8. der zweite und dritte Präsident des Nationalrates 
9. die Obmänner der Nationalratsklubs 
10. die Volksanwälte 
11. die Nationalratsabgeordneten 
12. die Präsidentin des Bundesrates 
13. die Fraktionsvorsitzenden im Bundesrat 
14. die Bundesräte 
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Auch die höchstrangigen öffentlich-rechtlich Bediensteten, Generalsekretäre und 
Sektionschefs, sind ob ihrer sicheren Anstellung gefordert, sich solidarisch zu zeigen. 
Manager im staatsnahen Bereich und insbesondere in den Energiekonzernen mit 
Anteilen der öffentlichen Hand, zum Beispiel Verbund, die schwarze EVN, Tiwag, die 
rote Wien Energie oder Energie Burgenland, dürfen nicht auf Kosten der Bevölkerung 
als Teuerungsverlierer zu Krisengewinnlern werden. 

Angesichts der Tatsache, dass es die selbstverständliche Pflicht eines Politikers sein 
muss, der Bevölkerung zu dienen, sie in Krisenzeiten bestmöglich zu unterstützen und 
ihr Wohl an allererste Stelle zu setzen, stellen die unterfertigten Bundesräte folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Nationalrat eine Regierungsvorlage 
vorzulegen, die eine Nulllohnrunde für Spitzenpolitiker zum Inhalt hat. Dazu soll die in 
§ 2 Abs. 2 Bundesbezügegesetz vorgesehene Anpassung des Ausgangsbetrages 
gemäß § 3 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen 
öffentlicher Funktionäre bis 31. Dezember 2022 für die in § 3 Abs. 1 Z 1 bis 17 
Bundesbezügegesetz genannten Organe entfallen. Ferner sollen höchstrangige 
öffentlich-rechtlich Bedienstete und Manager im staatsnahen Bereich ebenso zur 
solidarischen Nulllohnrunde verpflichtet werden." 
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